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Markell Mann zum EU-Wahlprogramm-Entwurf der Linkspartei

Für die Vereinigten 
Staaten von Europa?
Während die „linken“ Aktivisten in 
Bayern und Hessen mitten im Land-
tagswahlkampf stecken, konzentriert 
sich der Parteivorstand auf die Erar-
beitung eines EU-Wahlprogramms. 
Zwar verfügt das Parlament der Eu-
ropäischen Union nicht über diejeni-
gen Rechte, die gemeinhin ein demo-
kratisches Parlament ausübt  – zum 
Beispiel darf die gewählte Versamm-
lung der EU-Abgeordneten keine ei-
genen Gesetze initiieren – jedoch ist 
die Wahrscheinlichkeit, dass die Partei 
„Die Linke“ wieder Abgeordnetensit-
ze erhält, relativ hoch. In München und 
Wiesbaden ist hingegen davon auszu-
gehen, dass diesmal kein „Linker“ in 
die Landtage einzieht.

Der Entwurf ist ein Angebot, 
schon im ersten Satz heißt es: „Liebe 
Wähler*innen, die anstehenden Eu-
ropawahlen werden mitentscheiden: 
Schaffen wir es, aus den vielen Krisen 
herauszukommen? Denn viele wichti-
ge Entscheidungen werden längst auf 
europäischer Ebene getroffen.“ Po-
litisch interessierte Leserinnen (und 
Leser) werden sich fragen, ob diese 
Behauptung in Unkenntnis der demo-
kratischen Verfasstheit des imperialis-
tischen Bündnisses EU geschrieben 
wurde. Die Entscheidungen fallen auf 
Ebene der EU-Minister oder -Staats-
chefs. Das Parlament darf sie dann le-
gitimieren.

Im Programmentwurf, den der Par-
teivorstand einstimmig verabschiedet 
hat, heißt es hingegen: „In der vergan-
genen Legislatur haben wir im Europa-
parlament einiges erreicht: Auf unsere 
Initiative hat das Europaparlament die 
Freigabe von Impfpatenten beschlos-
sen. Wir haben dazu beigetragen, dass 
ein armutsfester Mindestlohn in Euro-
pa eingeführt wird. Wir haben im Eu-
ropaparlament entscheidenden Druck 
für das Gesetz zum Schutz von über 28 
Millionen Arbeitenden auf den digi-
talen Plattformen gemacht. Das zeigt: 
Eine starke ‚Linke‘ stärkt soziale Si-
cherheit in Europa und baut aus, was 
Leben und Alltag besser macht.“

Wer sich beim Lesen dieser Erfolgs-
geschichte fragt, wo die freien Impfpa-
tente oder der armutsfeste Mindest-
lohn geblieben sind, der sei auf das 

Gewaltverhältnis zwischen Kapital 
und Arbeit hingewiesen. Dieses näm-
lich regelt nicht nur im von manchen 
bereits totgeglaubten Nationalstaat die 
Machtverhältnisse. Es setzt sich auch, 
vermittelt durch seine Agenturen der 
gesamtkapitalistischen Interessenhü-
ter (sogenannte Regierungen), in der 
Europäischen Union durch, die in der 
Konsequenz ein Pakt der Regierungen 
der Mitgliedstaaten ist und deswegen 
als imperialistisches Bündnis agiert. Es 
ist kein Zufall, dass die vier „Grund-
freiheiten“ der EU sogenannte „Kapi-
talfreiheiten“ sind.

Mit dem Programmentwurf macht 
der Parteivorstand der „Linken“ in 
völliger Ignorierung dieser Verhältnis-
se trotzdem Vorschläge für „eine EU, 
in der die Menschen mehr zählen als 
der Profit“. So heißt es zum Beispiel zu 
den Empfehlungen gegen Rassismus 
und Intoleranz von von der Leyens 
Kommission, dass diese endlich in den 
Staaten umgesetzt werden müssten. 
Und weiter: „Nichtumsetzung muss 
sanktioniert werden.“ Diese EU, in der 
Menschen mehr zählen als der Profit, 
soll also eine supranationale Union 
sein, die über den Staaten steht.

Diese kosmopolitischen Vorstellun-
gen sind alt, doch ändern sie nichts da-
ran, dass die politische Macht des Ka-
pitals sich anders organisiert hat. Der 
Verlauf der Eurokrise 2012 hat vor 
Augen geführt, in welchem Verhältnis 
die supranationalen EU-Institutionen 
zu den Mitgliedstaaten steht. Dass die-
se vereinigten Staaten reaktionär sind, 
weil die klassenneutrale Wunschvor-
stellung unmöglich ist, lässt sich jeden 
Tag aufs Neue beobachten.

Doch anstatt die EU wie bisher 
als imperialistisches, undemokrati-
sches und militaristisches Bündnis an-
zugreifen, möchte der Parteivorstand 
um den EU-Parlamentarier Martin 
Schirdewan integrieren und weiter-
hin Erfolge feiern. Wie diesen hier 
zum Beispiel: „Wir wollen ein europä-
isches Mindesteinkommen (…) Das 
Europäische Parlament hat im März 
2023 auf unseren Antrag hin eine ver-
bindliche Richtlinie beschlossen, jetzt 
muss sie umgesetzt werden!“. Na dann, 
Glück auf!

„Mir droht Berufsverbot!“
Gewerkschafter wird Opfer von politischer Justiz.  
Am 27. September steht er wieder vor Gericht
Luca S. (27) arbeitet als Lehrer in Frankfurt am Main. Seit Jahren ist er politisch 
engagiert und aktiver Gewerkschafter. Als Mitglied der GEW-Betriebsgruppe 
an seiner Schule nahm er in dieser Woche am GEW-Kongress teil. Nach einer 
Demonstration vor zwei Jahren geriet er ins Fadenkreuz eines politischen Pro-
zesses, der nun seine Fortsetzung findet. Aufgrund eines nicht rechtskräftigen 
Urteils in erster Instanz darf er sein Referendariat nicht antreten. Seine beruf-
liche Zukunft ist gefährdet! UZ sprach mit ihm über die Vorwürfe, den Ablauf 
des Verfahrens und das drohende Berufsverbot.

UZ: Am 1.  Mai 2021 hast du an der 
Abenddemonstration in Frankfurt teil-
genommen. Was hast du dort erlebt?

Luca S.: Es war nach mehreren Jah-
ren die erste größere Demonstration 
in Frankfurt. Laut Medienberichten 
waren 5.000 Menschen auf der Stra-
ße – weit über das Spektrum der poli-
tischen Linken hinaus. Die Demonst-
ration verlief über zwei Stunden fried-
lich bis in den Stadtteil Gallus. Dort 
gibt es an einer recht engen Stelle 
eine Grünanlage. Die Stimmung war 
gut und laut, als die Demonstration 
dort eintraf. In einem einzigen Block 
wurde Pyrotechnik gezündet. Darauf-
hin kam es zu einem brutalen Polizei-
einsatz. Die Demonstration wurde in-
nerhalb von wenigen Minuten aufge-
löst und auseinandergeknüppelt. Vor 
uns stand eine Polizeikette, aus einer 
Seitenstraße fuhr ein Wasserwerfer 
auf die Menge zu, während von hin-
ten immer noch Demonstrationsteil-
nehmer hinzuströmten. Es war beengt 
und unübersichtlich. Mindestens zwei 
Schwerverletzte lagen mit Kopfverlet-
zungen am Boden, wie später auch die 
Polizei bestätigte. Sie waren auf Ret-
tungsmaßnahmen angewiesen. Ich war 
von meiner Gruppe getrennt und sah 
mehrere Rauchtöpfe auf der Straße, 
deren Rauch die Sicht versperrte  – 
für die Rettungskräfte, aber auch für 
mich. Einen davon schnippte ich in ge-
bückter Haltung aus dem Handgelenk 
nach hinten, weg von den Verletzten. 
Ich habe ihn nicht hochgeworfen und 
konnte auch nicht sehen, wo er liegen 
geblieben ist; das zeigte später auch 
das Polizeivideo. Danach stieg ich in 
die S-Bahn und fuhr nach Hause. Na-
türlich waren wir alle geschockt vom 
Vorgehen der Polizei.

UZ: Das hätte eigentlich auch das Ende 
dieser Geschichte sein können. Doch 
aus dem zur Seite geräumten Rauchtopf 
sollte die Polizei später einen „Wurf“ 
konstruieren. Wie hast du erfahren, dass 
gegen dich ermittelt wird?

Luca S.: Zwei Monate nach dem 
1. Mai nahm ich an einer Kundgebung 
der IG BAU zur Solidarität mit dem 
revolutionären Kuba teil und wurde 
von einem rechten Exilkubaner an-
gespuckt. Das ließ ich mir nicht ge-
fallen und ging zu den Polizisten, die 
das Geschehen beobachtet hatten. Es 
wurde eine Anzeige aufgenommen 
und ich kehrte in die Kundgebung zu-
rück. Etwa 10 bis 15 Minuten später 
kam ein Greiftrupp der Beweissiche-
rungs- und Festnahmeeinheit, packte 
mich und nahm mich mit. Mitten auf 

dem Opernplatz wurde ich durchsucht 
und musste mich vor zwei nebenein-
andergestellten Polizeiwagen bis auf 
die Unterhose ausziehen. Man ver-
weigerte mir ein Gespräch mit einem 
Anwalt, ich erhielt auch kein Proto-
koll der Festnahme.

Es vergingen Monate, bis mir von 
der Staatsanwaltschaft mitgeteilt wur-
de, dass ein Verfahren gegen mich er-
öffnet wird. Da erfuhr ich zum ersten 
Mal von dem Video, vom angeblichen 
Rauchtopfwurf und von einer ganzen 
Palette an absurden Vorwürfen: Wi-
derstand gegen Vollstreckungsbeam-
te, Landfriedensbruch, Körperverlet-
zung in Tateinheit mit Verstoß gegen 
das Sprengstoffgesetz. Am 27.  Mai 
2023 stand ich dann in Frankfurt vor 
dem Amtsgericht – mehr als zwei Jah-
re nach der Demonstration.

UZ: Wie hast du die Verhandlung erlebt?

Luca S.: Es war von Anfang an klar, 
dass das ein politischer Prozess war. 
Die Richterin war offenbar kurzfris-
tig eingesetzt worden und wusste im 
Grunde kaum, worum es ging. Der jun-
ge Staatsanwalt trat aggressiv auf. Er 
kommt aus dem Wirtschaftsrecht, hat-
te zuvor eine Schrift zur juristischen 
Prüfung des Mietergesetzes und der 
Enteignung verfasst. Sein Ziel war es, 
mich in eine linksradikale, gewalttäti-
ge Ecke zu stellen. Er behauptete, dass 
ich jemand sei, der „nicht bereit sei, die 
Scheiße, die er gebaut hat, zuzugeben“. 
Dafür wurde er sogar von der Richte-
rin gerügt.

Das Highlight war aber der Auftritt 
der beiden Polizeizeugen. Der Einsatz-
leiter hatte nicht viel beizutragen. Er 
musste jedoch zugeben, dass es keine 
Verletzungen oder Dienstunfähigkei-
ten durch mich gegeben hatte. Nie-
mand wurde geschädigt! Völlig unklar 
war auch, was das für ein Rauchtopf 
war – ob er kalten oder warmen Rauch 
erzeugte. Das wollten sie ausgerechnet 
von mir wissen, obwohl ich das Ding 
weder mitgebracht noch angezündet 
hatte. Der andere Polizist verstrickte 
sich in Widersprüche, konnte sich auf 
dem Polizeivideo noch nicht einmal 
selbst identifizieren. Er hatte schrift-
lich zu Protokoll gegeben, dass ihn der 
Rauchtopf an der Schulter getroffen 
habe. Vor Gericht sprach er dann von 
„Kniehöhe“. Auf wiederholtes Nachfra-
gen gab er an, sich gar nicht erinnern zu 
können und dass der Rauchtopf mög-
licherweise auch einen Meter von ihm 
entfernt gelandet sei. Auf Anregung 
meiner Anwältin wollte die Richterin 
danach über eine Einstellung des Ver-
fahrens gegen Auflage sprechen. Der 

Staatsanwalt sagte aber: Er kann, will 
und – Achtung! – darf hier keine Ein-
stellung machen. Damit war das vom 
Tisch. Das Gericht zog sich für zehn 
Minuten zur Beratung zurück. Sowohl 
meine Anwältin als auch ich waren 
überzeugt, dass nach diesem Auftritt 
ein Freispruch kommen müsste. So kam 
es aber nicht. Auch wenn einige Ankla-
gepunkte ausgeräumt wurden, wurde 
ich in erster Instanz zu einer hohen 
Geldstrafe von 3.000 Euro verurteilt, 
zusammen mit den Verfahrenskosten 
ergibt das insgesamt knapp 4.500 bis 
5.000 Euro.

Der Staatsanwalt legte noch am sel-
ben Tag Revision ein, um eine höhere 
Strafe zu erreichen. Am 27. September 
stehe ich erneut vor Gericht.

UZ: Welche beruflichen Konsequenzen 
drohen dir durch das Verfahren?

Luca S.: Mir droht de facto ein Berufs-
verbot. Ich habe mich nach dem ersten 
Staatsexamen für den Vorbereitungs-
dienst in Hessen beworben. Am letzten 
Tag vor den Sommerferien erhielt ich 
den Ablehnungsbescheid per E-Mail. 
Unterzeichnet und begründet war das 
Schreiben von einem CDU-Mitglied im 
Kultusministerium Hessen. Dort stand 
drin, dass ich für den Lehrberuf unge-
eignet sei, weil ich eine Vorstrafe hätte. 
Das ist doch maximal verwunderlich. 
Denn mein Verfahren ist in Revision 
gegangen – ich bin nicht rechtskräftig 
verurteilt und habe keine Vorstrafe. Ich 
könnte auf Jahre meinen erlernten Be-
ruf nicht ausüben und vor allen Din-
gen mein Referendariat nicht machen 
und meine Ausbildung nicht abschlie-
ßen. Absurd ist, dass ich derzeit noch 
einen gültigen Arbeitsvertrag als Leh-
rer habe. Wenn ich im neuen Verfahren 
verurteilt werden sollte, habe ich auch 
keinerlei Sicherheit, dass ich nicht ge-
kündigt werde.

UZ: Du hast den Prozess öffentlich ge-
macht. Welche Reaktionen hast du bis-
her erlebt?

Luca S.: Es ist ein politischer Prozess, 
den man auch politisch angehen muss. 
Deshalb ist Öffentlichkeit wichtig. 
Schon jetzt erfahre ich eine Anteil-
nahme, die mich stolz und glücklich 
macht. Es ist eine Welle der Solidari-
tät, die mich durch diese Zeit trägt. Von 
Menschen, die früher von Berufsver-
boten betroffen waren, von Gewerk-
schaftern, von linken und bürgerlichen 
Personen und auch von Leuten, die ich 
gar nicht kenne oder zuordnen kann. 
Auch im Alltag, in meinem persönli-
chen Umfeld und in der Gewerkschaft 
erfahre ich viel Solidarität und Unter-
stützung. Es gibt eine Petition, die gut 
gestartet ist. Am 27. September wird 
um 9  Uhr eine Solidaritätskundge-
bung vor dem Landgericht in Frankfurt 
stattfinden. Mir ist es wichtig, dass dort 
viele Unterstützer zusammenkommen 
und es keine Organisationsveranstal-
tung wird. Im Vordergrund soll die So-
lidarität und unser Kampf gegen Be-
rufsverbote stehen.
 Das Gespräch führte Vincent Cziesla

Die Petition „Luca muss Lehrer 
bleiben“ kann hier unterzeichnet 
werden: 
kurzelinks.de/Berufsverbot-Luca

Solidaritätskundgebung am 27. 
September, 9 Uhr, vor dem Land-
gericht Frankfurt am Main

Jetzt Rechtshilfefonds 
unterstützen!
Die Repressionen gegen politisch 
Aktive nehmen zu. Gegenwehr kos-
tet Geld. Deshalb hat die DKP be-
schlossen, einen Rechtshilfefonds 
aufzubauen, und bittet um Spen-
den (Stichwort „Rechtshilfefonds“): 
Spendenkonto DKP-Parteivorstand
GLS-Bank | BIC: GENODEM1GLS
IBAN: DE63 4306 0967 4002 4875 01

„Die Waffen nieder!“ – das war das Motto der Veranstaltung, die am Vorabend 
des 1. September zum Antikriegstag im Kulturbahnhof in Mörfelden-Walldorf 
stattfand. Dahinter steckte ein breites Bündnis. Der DGB-Ortsverband, die Na-
turfreunde, die Humanistische Gemeinschaft und der langjährige Stadtverord-
nete Rudi Hechler von der DKP hatten gemeinsam mit mehreren Bürgerinnen 
und Bürgern dazu aufgerufen und mehr als 35 Menschen waren gekommen. 
Sie hörten den Vortrag von Gerd Bauz, der deutlich machte, dass Waffenliefe-
rungen keinen Frieden schaffen. Stattdessen müsse auf Verhandlungen und 
diplomatische Initiativen gesetzt werden. Die Veranstaltung soll ein Auftakt 
sein, um eine breite Friedensbewegung in Mörfelden-Walldorf aufzubauen, 
wie Rudi Hechler gegenüber UZ erklärte. Unterschiedliche Ansichten müssten 
dabei ausgehalten werden: „In der Friedensbewegung waren auch früher Leu-
te, mit denen man nicht einer Meinung war. Das Ziel muss bleiben, die Basis, 
derer zu erweitern, die sagen: Stopp!“, so Hechler. UZ
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